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V iele Linke erhoffen sich 
wenig von Recht und Ge-
setz. Artikel und Paragra-
fen, geschaffen von ei-
ner bürgerlichen Klasse, 
sichern seit jeher deren 

Herrschaft ab. Diese feiert dieser Tage bei 
Sekt und Häppchen das 75-jährige Jubilä-
um der deutschen Verfassung, des Grund-
gesetzes. Es ist am 24. Mai 1949 in Kraft 
getreten. Zugleich verstößt die Exekutive 
immer wieder dagegen, sei es beim Haus-
halt, sei es durch Polizeigewalt. Wenn Par-
teien wie SPD oder CDU von »Rechtsstaat« 
reden, meinen sie damit oft staatliche Ge-
walt und Strafe statt eines Staates, der sich 
an Gesetze halten muss.

Dass der linke Rechts-Pessimismus be-
gründet ist, lehren zahlreiche juristische 
Niederlagen in der Geschichte ebenso wie 
Krieg, Kapitalismus und Klimakrise der Ge-
genwart, die bisher kein Gesetz und kein 
Urteil stoppen konnten. Ein Beispiel aus 
Berlin: Dort müssten Wohnungen von gro-
ßen gewinnorientierten Unternehmen in 
Gemeineigentum überführt werden, wie 
es Artikel 15 GG ermöglicht, damit Men-
schen sie sich wieder leisten können. Die 
Vergesellschaftung verlangt ein erfolgrei-
cher Volksentscheid von 2021. Doch die 
verantwortlichen Parteien verweigern den 
Respekt für den in der Verfassung veran-
kerten Volkswillen, sie haben ihn bis heute 
nicht umgesetzt.

Allerdings – da sind sich bis auf ein 
paar weltfremde Autonome oder autoritä-
re Kommunisten die meisten Linken einig 
– sähe ohne Normen wie die Grundrech-
te alles noch schlimmer aus. Und es gab in 
den vergangenen 75 Jahren auch aus lin-
ker Sicht Erfolge zu feiern. Grundrechts-
kämpfe, Grundsatzurteile und Gesetzesän-
derungen, wie Pflöcke in die bürgerliche 
Normalität gerammt, erzeugen Aufmerk-
samkeit, verschaffen Luft zum Atmen und 
können durchaus über das Bestehende 
hinausweisen.

Der Geburtstag des Grundgesetzes ist 
ein guter Moment, sich an einige wichti-
ge Entscheidungen zu erinnern. Gratu-
liert werden sollte allerdings weniger der 
Verfassung oder ihren Eltern als vielmehr 
denjenigen, die ihr durch emanzipatorische 
Kämpfe Leben einhauchen.

Mit der Verfassung gegen den Staat
Heutzutage sind das oft Menschenrechtsor-
ganisationen wie zum Beispiel FragDenS-
taat oder die Gesellschaft für Freiheitsrech-
te. Sie versuchen, durch strategische Klagen 
die Spielräume, die das Grundgesetz bietet, 
zu verteidigen oder auszuweiten. Einer ih-
rer größten Erfolge ist die gewonnene Klage 
gegen das BND-Gesetz. Das Bundesverfas-
sungsgericht stellte 2020 klar, dass deut-
sche Behörden sich auch im Ausland an das 
Grundgesetz halten müssen, und forderte 
die Regierung auf, neue digitale Formen der 
Überwachung einzuhegen. Dahinter steht 
eine weltweite Bewegung für den Schutz 
von Hinweisgeber*innen, für Pressefreiheit 
und gegen staatliche Überwachung.

Dagegen kämpfte schon in den 1980er 
Jahren die linke Bürgerrechtsbewegung. 
Sie errang mit dem Volkszählungsurteil 
von 1983 (BVerfGE 65,1) einen grandiosen 
Sieg. Das Grundsatzurteil etablierte, basie-
rend auf dem allgemeinen Persönlichkeits-
recht und der Menschenwürde, das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung und 
war eine bahnbrechende Entscheidung für 
den Datenschutz.

Das Grundgesetz erlaubt Solidarität
Ein anderes Recht, das stärker ins linke Be-
wusstsein gerückt werden sollte, ist das auf 

Solidaritätsstreiks, auch Unterstützungs-
streiks genannt. Grundlage dafür bietet 
Artikel 9 Abs. 3 Grundgesetz, der die ge-
werkschaftliche Betätigungsfreiheit garan-
tiert. Dass auch die Rechtsprechung das 
inzwischen einsieht, ist organisierten Ar-
beiter*innen, Gewerkschaften und linken 
Anwält*innen zu verdanken. Im Laufe der 
Geschichte hatte das Bundesarbeitsgericht 
hin und her geschwankt, wie Urteile von 
1984, 1985 und 1988 zeigen. Doch seit dem 
Jahr 2007 werden Unterstützungsstreiks 
als eine spezifisch koalitionsgemäße Betä-
tigung aufgefasst und damit grundsätzlich 
als zulässig erachtet (BAG, 2007, 136 f.). 
Die praktische Anwendung ist zwar schwie-
rig, aber sie lohnt sich.

Ein aktuelles Beispiel aus Schweden 
zeigt, wie wirkungsvoll Soli-Streiks nicht 
nur für bessere Arbeitsbedingungen, son-
dern auch im Kampf gegen umweltzerstö-
rerische Großkonzerne sein können: Um 
die Beschäftigten von Tesla zu unterstüt-
zen, hatten die Angestellten der Firma Post-
nord im letzten Herbst die Zustellung der 
Post an Tesla verweigert. Auch in Deutsch-
land wären mehr Solidaritätsstreiks sinn-
voll, etwa in Branchen wie dem Einzel-
handel. So könnten Beschäftigte in der 
Produktion die Arbeit niederlegen, um Er-
zwingungsstreiks von Beschäftigten im Ver-
kauf zu verstärken.

Kunstfreiheit für den Kommunismus
Aus ostdeutscher Sicht kurios erscheinen 
dürfte ein Erfolg im Bereich der Kunstfrei-
heit aus dem Jahr 1987: Dabei ging es um 
das Emblem der Freien Deutschen Jugend 
(FDJ). Der 1938 in Paris und Prag von Ge-
flüchteten wie Willy Brandt gegründete 
kommunistische Jugendverband wurde in 
der DDR zur Massenorganisation. In West-
deutschland setzte die FDJ sich etwa gegen 
die Wiederbewaffnung ein. Dort war sie 
seit 1951 verboten, da ihre Ziele der frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung 
widersprächen. Somit durfte auch das Em-
blem als »Zeichen einer verfassungswidri-
gen Organisation« nicht getragen werden. 
Eigentlich.

Bis zur westdeutschen Erstaufführung 
von Bertolt Brechts »Herrnburger Bericht«, 
in dessen Rahmen die gelbe Sonne etwa 
auf Werbeplakaten für das Theaterstück 
auftauchte. Die Verantwortlichen wurden 
verurteilt. Dem widersprach das Bundes-
verfassungsgericht: »Eine Einschränkung 
der vorbehaltlos gewährleisteten Kunst-
freiheit lässt sich nicht formelhaft mit dem 
›Schutz der Verfassung‹ … rechtfertigen.« 
(BVerfGE 77, 240)

Wer gerne Bayern beleidigt oder Musik 
von Danger Dan hört, dürfte sich auch für 
den Anachronistischen Zug interessieren. 
Das war ein politisches Straßentheater, das 
basierend auf dem gleichnamigen Gedicht 
von Bertolt Brecht aus dem Jahr 1947 die 
Kandidatur von Franz Josef Strauß zum 
Bundeskanzler kritisierte. Der Protestzug, 
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holen. Und doch bedeutet, etwa im Kampf 
gegen rassistische Polizeigewalt, Hinter-
bliebenen und Aktivist*innen ein Sieg vor 
Gericht oft viel. So wurde nach dem Tod 
von Oury Jalloh am 7. Januar 2005 in ei-
ner Zelle des Polizeireviers in Dessau nach 
einem jahrelangen Kampf um Gerechtig-
keit geklärt: Sämtliche Maßnahmen der 
Polizisten waren rechtswidrig. Dies stellte 
das Landgericht Magdeburg 2021 fest und 
verurteilte den Dienstgruppenleiter Andre-
as Schubert – immerhin – wegen fahrläs-
siger Tötung.

Juristische Erfolge wie dieser ermu-
tigen auch andere, sich zu wehren. So 
zum Beispiel nach dem Tod von Ante P., 
der 2020 in Mannheim bei einem Polizei-
einsatz starb. Selbst wenn Urteile enttäu-
schend ausfallen, so vergrößert die mühsa-
me Organisierung von Gerichtsprozessen 
das öffentliche Bewusstsein für das Prob-
lem: Rassismus bei der deutschen Polizei, 
in deren Händen, trotz Grundgesetz, im-
mer wieder Menschen sterben.

Auch bei Demonstrationen gehen Beam-
te oft brachial vor. Ein Meilenstein für die 
Versammlungsfreiheit und einer der größ-
ten Erfolge aus linker Sicht bleibt der Brok-
dorf-Beschluss von 1985. Darin hob das 
Bundesverfassungsgericht das Demo-Ver-
bot gegen den Bau eines Atomkraftwerks 

eine Idee des Arbeiterbundes für den Wie-
deraufbau der KPD und organisiert von ei-
nem großen Bündnis »Brecht statt Strauß«, 
rollte 1980 drei Wochen lang durch die Re-
publik. Auf einem Wagen befand sich eine 
Strauß-Puppe, zusammen mit dessen »Par-
teigenossen« Hitler, Göring, Himmler und 
so weiter.

Strauß stellte Strafantrag und baye-
rische Gerichte verurteilten die Künstler. 
Die legten Rechtsmittel ein und erreichten 
so eine Grundsatzentscheidung (BVerfGE 
67, 213), die festlegt: Die Kunstfreiheit ist 
vorbehaltlos gewährleistet. Sie kann nicht 
unmittelbar durch allgemeine Gesetze ein-
geschränkt werden, dazu gehören Strafge-
setze und der Tatbestand der Beleidigung. 
Dabei unterliegt die Kunstfreiheit verfas-
sungsimmanenten Schranken. Kollidiert 
sie mit einem anderen Grundrecht, muss 
abgewogen werden. Zum Beispiel dürfen 
Schauspieler*innen auf der Bühne nicht 
wirklich sterben, nur weil dadurch die Auf-
führung dramatischer würde, das verbie-
tet ihr Persönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. 1 
GG) in Verbindung mit der Menschenwür-
de (Art. 1 Abs. 1 GG).

Gegen rassistische Polizeigewalt
Menschen, die tatsächlich sterben, kann 
kein Artikel oder Urteil der Welt zurück-

in Schleswig-Holstein auf, gegen den sich 
50 000 Menschen gestellt hatten.

Allerdings wurde das Grundgesetz nicht 
nur verteidigt, sondern auch ausgeweitet. 
So wurde 1994 in Artikel 3, Abs. 2 GG, ein 
Satz eingefügt, der mehr Beachtung ver-
dient: »Der Staat fördert die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern und wirkt auf die Be-
seitigung bestehender Nachteile hin.« Da-
mit bietet das Grundgesetz das Potenzial, 
nicht nur die Gleichberechtigung, sondern 
auch eine materielle Gleichstellung von 
Frauen zu schaffen.

Der kleine Ausschnitt linker Erfolge 
zeigt: Unser Recht ist wie ein altes Gum-
miband – zäh, aber dehnbar. Normen und 
Rechtsprechung sind stets das Ergebnis ge-
sellschaftlicher Auseinandersetzungen. Sie 
verändern sich, je nachdem, welche Sei-
te gerade fester zieht. Wer die Rechtslage 
also zu repressiv findet, kann in juristischen 
Kämpfen – mit ausreichend Hartnäckigkeit 
– durchaus mehr Freiheit und Gleichheit 
erreichen.

Lotte Laloire war mal Politikredakteurin 
beim »nd«. Heute arbeitet sie als freie 
Journalistin sowie als Referentin für den 
Republikanischen Anwältinnen- und 
Anwälteverein (RAV).

4 nd DIE WOCHESonnabend/Sonntag, 18./19. Mai 2024 Nr. 114Politik + Wirtschaft



GEORG FÜLBERTH

D as Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutsch-
land ist aktuell geltendes 
Recht und zugleich ein 
historisches Dokument. 
Letzteres erkennen wir 

schon an den zahlreichen Änderungen, die 
es seit 1949 erfahren hat. Sie spiegeln in 
gewisser Weise die Geschichte der Bundes-
republik. So ist das Grundgesetz Ergebnis 
einerseits einer historischen Konstellation 
zum Zeitpunkt seiner Verabschiedung und 
andererseits des Wandels seitdem.

Umso bedeutsamer ist, dass einige Ar-
tikel – oder zumindest ihr Kernbestand – 
besonders geschützt, weiteren Mutatio-
nen also entzogen sind. Artikel 79 Abs. 3 
besagt: »Eine Änderung dieses Grundge-
setzes, durch welche die Gliederung des 
Bundes in Länder, die grundsätzliche Mit-
wirkung der Länder bei der Gesetzgebung 
oder die in den Artikeln 1 und 20 niederge-
legten Grundsätze berührt werden, ist un-
zulässig.« Selbst mit einer Zweidrittelmehr-
heit ist das unmöglich.

Artikel 1 erklärt die Würde des Men-
schen für unantastbar. In Artikel 20 werden 
Demokratie und Gewaltenteilung, Rechts-
staatlichkeit und Föderalismus normiert. 
Sein erster Absatz lautet: »Die Bundesre-
publik Deutschland ist ein demokratischer 
und sozialer Bundesstaat.«

Was bedeutet hier »sozial«?
Darüber, was das genau heißt, fand in der 
ersten Hälfte der fünfziger Jahre unter Ver-
fassungsrechtlern eine Auseinandersetzung 
statt. Die Mehrzahl der Beteiligten erkann-
te der Sozialstaatsbestimmung nur eine de-
klaratorische Bedeutung zu. Sie sahen in 
ihr einen allgemeinen Auftrag an die Ver-
waltung, Notwendigkeiten der Daseinsvor-
sorge Rechnung zu tragen. Niemand soll 
hungern, frieren und obdachlos sein. So 
gesehen, handelte es sich um eine Selbst-
verständlichkeit: Schon aus Gründen der 
Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung 
und gegebener Herrschafts- und Eigen-
tumsverhältnisse haben alle Staaten, auch 
vor- und nichtdemokratische, irgendwel-
che fürsorglichen Maßnahmen ergriffen, 
und sei es die Errichtung und den Betrieb 
von Armenhäusern.

Eine andere Auffassung vertrat Wolfgang 
Abendroth (1906–1985), Verfassungsrecht-
ler und 1951 bis 1972 Professor für wis-
senschaftliche Politik in Marburg. In einer 
Kontroverse mit dem Heidelberger Staats-
rechtler Ernst Forsthoff legte er seine Posi-
tion dar. Zentral ist hier ein Artikel »Zum 
Begriff des demokratischen und sozialen 
Rechtsstaates im Grundgesetz der Bundes-
republik Deutschland« aus dem Jahr 1954. 
1966 erschien sein Buch »Das Grundgesetz. 
Eine Einführung in seine politischen Prob-
leme«, 1967 die umfangreiche Sammlung 
»Antagonistische Gesellschaft und politi-
sche Demokratie. Aufsätze zur politischen 
Soziologie«.

Gleich und ungleich zugleich
Bereits der Titel des letztgenannten Buchs 
benennt das von Abendroth angesproche-
ne Problem: das Spannungsverhältnis ei-
nerseits von Demokratie, in der alle Bür-

gerinnen und Bürger gleiche Rechte und 
Pflichten haben, und anderseits einer Klas-
sengesellschaft, wo Ungleichheit herrscht 
und ihnen unterschiedliche Ressourcen für 
die Teilnahme an der politischen Willensbil-
dung zur Verfügung stehen. Unternehmer, 
Eigentümer großer Vermögen und Bezieher 
hoher Einkommen haben mehr Einfluss auf 
politische Entscheidungen als Lohnabhän-
gige und Arme. Sie können zum Beispiel 
erhebliche Mittel für – durchaus legale – 
Parteispenden aufbringen. Als Besitzer gro-
ßer Medien üben sie enormen Einfluss aus. 
Im Gesetzgebungsverfahren finden Anhö-
rungsverfahren statt, in denen Vertreter or-
ganisierter Interessen sich zur Geltung brin-
gen können. Unternehmerverbände mit 
wenigen Mitgliedern nehmen daran eben-
so teil wie die Gewerkschaften mit ihren 
Millionen von Kolleginnen und Kollegen.

Laut Artikel 3 des Grundgesetzes sind 
alle Menschen vor dem Gesetz gleich. Nie-
mand darf positiv oder negativ diskrimi-
niert werden. Zur Demokratie gehört das 
allgemeine, freie und geheime Wahlrecht, 
das in den Artikeln 28 Abs. 1 und 38 Abs. 
1 explizit genannt wird. Jeder und jede 
hat nur eine Stimme, aber die Chancen, 
möglichst viele davon für die eigenen In-
teressen zusammenzubringen, sind höchst 
unterschiedlich. Und das gilt nur für die for-
malen Möglichkeiten politischer Durchset-
zung, hinzu kommen viele indirekte, die im 
Einzelnen kaum nachweisbar sind.

Gleichheit vor dem Gesetz bei Ungleich-
heit in der Gesellschaft bedeutet Ein-
schränkung der Demokratie, die durch Be-
seitigung dieser Diskrepanz aufgehoben 
werden muss. Letzten Endes ist damit die 
Eigentumsfrage berührt. Mit dieser befas-
sen sich zwei Artikel des Grundgesetzes.

»Das Eigentum und das Erbrecht wer-
den gewährleistet.« So steht es in Artikel 
14 Abs. 1. Unverkennbar ist, wie schon die 
Nennung des Erbrechts zeigt, damit das Pri-
vateigentum gemeint. Sein Gebrauch sol-
le »zugleich dem Wohle der Allgemeinheit 
dienen« (Abs. 2), Enteignung sei nur zu die-
sem Zweck erlaubt. (Abs. 3). Sie hat im Zu-
sammenhang mit diesem Artikel offenbar 
keine klassenpolitische Umverteilung zum 
Ziel, sondern erleichtert immer wieder ein-
mal Infrastrukturmaßnahmen. Nehmen wir 
einmal an, die Öffentliche Hand wolle für 
Straßen- und Wegebau über Grund und Bo-
den verfügen, deren Privateigentümer sei-
en aber nicht zum Verkauf bereit. Dann 
können sie gegen Entschädigung enteig-
net werden.

Ganz anders steht es mit Artikel 15: 
»Grund und Boden, Naturschätze und Pro-
duktionsmittel können zum Zwecke der 
Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das 
Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, 
in Gemeineigentum oder in andere Formen 
der Gemeinwirtschaft überführt werden.« 
Gemeinwirtschaft! Dieser Begriff hatte 
eine große Bedeutung in gesellschaftspo-
litischen Überlegungen über eine Neuord-
nung, die unmittelbar nach 1945 statt-
fanden. Die Auffassung, dass Krieg und 
Faschismus durch den Kapitalismus verur-
sacht seien, war damals verbreitet.

In ihrem Ahlener Programm vom 3. Fe-
bruar 1947 befand die CDU der britischen 
Besatzungszone: »Das kapitalistische Wirt-
schaftssystem ist den staatlichen und sozi-

alen Lebensinteressen des deutschen Volkes 
nicht gerecht geworden. Nach dem furcht-
baren politischen, wirtschaftlichen und so-
zialen Zusammenbruch als Folge einer ver-
brecherischen Machtpolitik kann nur eine 
Neuordnung von Grund aus erfolgen.« Ar-
tikel 41 der hessischen Landesverfassung 
von 1946 sah umfassende Enteignungen zu 
diesem Zweck vor. Ihm hatte auch die CDU 
zugestimmt. Artikel 15 des Grundgesetzes 
ist ein Produkt solcher Bestrebungen, die 
in den ersten beiden Jahren große Zustim-
mung fanden. 1949 allerdings schon nicht 
mehr.

Kalter Krieg und Grundgesetz
Zwischen dem 3. Februar 1947 (Ahlen) und 
dem 23. Mai 1949 (Verabschiedung des 
Grundgesetzes) lag der 12. März 1947. An 
diesem Tag rief US-Präsident Harry S. Tru-
man den Kalten Krieg aus. Der war nicht 
nur eine Konfrontation der politischen Sys-
teme – Freedom and Democracy gegen so-
genannten Totalitarismus – sondern auch 
der Eigentumsordnungen: Kapitalismus ge-
gen Sozialismus. Die CDU ließ Ahlen hin-
ter sich und beschloss am 15. Juli 1949 
ihre »Düsseldorfer Leitsätze«, ein markt-
liberales wirtschafts- und sozialpolitisches 
Programm.

Das Grundgesetz wurde von einem »Par-
lamentarischen Rat« in Bonn verabschiedet, 
der aus Abgeordneten der seit 1946 gewähl-
ten Landtage bestand. Diese befanden sich 
noch unter dem Einfluss der Lehren über 
den Zusammenhang von Krieg und Faschis-
mus mit dem Kapitalismus. Mit SPD und 
KPD hatten zwei sozialistische Parteien Rat 
und Stimme unter den später sogenannten 
Müttern und Vätern des Grundgesetzes. 
In der CDU gab es neben Marktliberalen 
auch einen einflussreichen Gewerkschafts-
flügel. Die bis 1933 starke Zentrumspartei 
war, wenngleich jetzt schwach, vertreten. 
In ihr wirkte die katholische Soziallehre, 
die auf die Interessen auch der Armen ver-
wies, nach.

Dass Artikel 15 problemlos durchgesetzt 
wurde, hatte eine Ursache auch darin, dass 
mit dem Grundgesetz eine zumindest vor-
läufige Spaltung Deutschlands vorgenom-
men wurde. In diese Entscheidung sollte 
die SPD mitgenommen und somit Protest, 
der an der nationalen Einheit festhielt, vor-
gebeugt werden. Die KPD stimmte dagegen.

Da sich jetzt und in den folgenden Jah-
ren die kapitalistische Orientierung der 
Bundesrepublik durchsetzte, wurde Arti-
kel 15 nie angewandt. Die Restauration 
der alten Ordnung sorgte dafür, dass bis 
heute im politischen System der Einfluss 
der kleinen Gruppe der Reichen denjeni-
gen der Volksmassen weit überwiegt. Den-
noch: Die Verfassung schreibt die Vergesell-
schaftung zwar nicht vor, erlaubt sie aber 
ausdrücklich.

Wie sozial also ist das Grundgesetz? De-
mokratie bedarf der Gleichheit nicht nur 
vor dem Gesetz, sondern auch in materi-
ellen Verhältnissen, die allen Bürgerinnen 
und Bürgern denselben Anteil an der po-
litischen Willensbildung gestatten. Der 
Staat hat dies zu gewährleisten – und sei 
es nötigenfalls durch die Überführung von 
Grund und Boden, Naturschätzen und Pro-
duktionsmitteln in Gemeineigentum und 
-wirtschaft.

Solange die Klassengesellschaft für ungleiche Voraussetzungen sorgt, gibt es keine Gleichheit in der Demokratie
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